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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Firma Gebrüder Oitner Ges.m.b.H. 
Bauunternehmung und Zimmerei, 5166 Perwang, Gewerbe straße 14 
 
1. Allgemeines: 
Sämtliche obgenannte Leistungen der Firma Gebrüder Oitner Bauunternehmung Ges.m.b.H. - im folgenden kurz Auftragnehmer 
(AN) genannt – erfolgen ausschließlich unter Anwendung dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen - Hievon auch nur in einzelnen 
Punkten abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen von Auftraggebern (AG) gelten nur bei ausdrücklicher, schriftlicher 
Vereinbarung und nur jeweils für den Einzelfall. Unser Vertragspartner stimmt zu, dass im Falle der Verwendung von AGB durch ihn 
im Zweifel von unseren Bedingungen auszugehen ist, auch wenn die Bedingungen des Vertragspartner unwidersprochen bleiben. 
Vertragserfüllungshandlungen unsererseits gelten nicht als Zustimmung zu von unseren Bedingungen abweichenden 
Vertragsbedingungen.  
Aufträge sind erst dann angenommen, wenn sie von uns schriftlich bestätigt sind.  Bei wiederholten Leistungsabwicklungen 
(laufende Geschäftsverbindung) mit Kaufleuten genügt zur weiteren Geltung unserer allgemeinen Geschäftsbedingungen die 
Vereinbarung zu Beginn der Geschäftsbeziehung. 
 
Schriftliche Mitteilungen gelten dem AG als nach dem gewöhnlichen Postlauf zugegangen, wenn sie an die letzte vom AG bekannt 
gegebene Anschrift des AG abgeschickt wurden.  
 
Eine Aufhebung, Abänderung oder Ergänzung des Vertrages mit dem AG bedarf der Schriftform und Unterfertigung durch beide 
Vertragsparteien. Dies gilt auch für das Abgehen von diesem Formerfordernis. 
 
2. Angebot und Auftrag: 
Alle Angebote sind freibleibend und haben – sofern nicht anders vereinbart – eine Gültigkeit von 14 Tagen ab Anbotsdatum. 
Der AG hat dem AN bei Annahme des Anbotes eine unterfertigte Auftragsbestätigung als Bestätigung der Anbotsannahme zu 
übersenden. Die Übersendung ist auch per Fax bzw. per E-mail möglich. Das diesbezügliche Original ist über Anforderung des AN 
per Post nachzusenden. Mit Unterfertigung der Auftragsbestätigung durch den AG sind auch die Geschäftsbedingungen des AN 
uneingeschränkt zur Kenntnis zu nehmen. An sonstige telefonische oder mündliche Auskünfte und Nebenvereinbarungen ist der AN 
ohne ausdrückliche schriftliche Bestätigung nicht gebunden. 
 
Sämtliche Anbotsunterlagen, einschließlich Zeichnungen, Skizzen, Muster, Prospekte  udgl. bleiben unser geistiges Eigentum. Jede 
Verwendung, insbesondere die Weitergabe, Vervielfältigung, Veröffentlichung einschließlich des auch nur auszugsweisen Kopierens 
bedarf unserer ausdrücklichen Zustimmung. Sämtliche oben angeführten Unterlagen sind bei Nichterteilung des Auftrages 
unverzüglich unaufgefordert an uns zurückzustellen, ohne dass der AG berechtigt wäre, davon Ablichtungen oder Abschriften 
herzustellen.  
Bei Verletzung dieser Verpflichtung hat der AG eine Konventionalstrafe von 10 % der Auftragssumme zu bezahlen. 
 
Alle für die Leistungsabwicklung notwendigen behörd lichen Genehmigungen sind zeitgerecht und umfassend  vom 
AG einzuholen . Änderungen des Auftragsumfanges infolge behördlicher Auflagen und Vorschreibungen, die bei 
Auftragserteilung nicht ausdrücklich bekannt gegeben wurden und zu einem Mehraufwand des AN führen, sind zusätzlich auf 
Regie zu entlohnen. Gleiches gilt für erteilte Zusatzaufträge. Auch für nachträglich erteilte Aufträge gelten diese Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart, werden Zusatzaufträge in Regie ausgeführt und 
abgerechnet.   
 
Leistungen im Zusammenhang mit behördlich oder sonstig vorgeschriebenen Auflagen sind in der Preisgestaltung des Anbotes, 
sofern nicht schriftlich anderes vereinbart ist, nicht beinhaltet. Für den Fall, dass die zur Abwicklung der beauftragten Leistungen 
behördlichen Genehmigungen nicht erteilt werden, steht dem AN ein Rücktrittsrecht unter Verrechnung der bis dahin angefallenen 
Leistungen zu. Auf Dauer eines behördlichen Verfahrens sind die vertraglich vereinbarten Fristen gehemmt. Vereinbarte Termine 
verschieben sich um die Dauer des behördlichen Verfahrens. 
Angebote des AN können nur in der Gesamtheit angenommen werden. Die Annahme lediglich von Teilleistungen aus 
vorliegenden Anboten führt zu einem Regieauftrag. Sofern nichts anderes vereinbart, ist hingegen der AG auch zur Annahme 
von Teilleistungen des AN, sofern diese vom Arbeitsablauf und technisch möglich sind, verpflichtet. 
 
3. Kalkulation und Preise : 
Unsere Preise gelten ab Firmensitz. In den Preisen sind die Kosten für Versand, Verpackung und Transportversicherung nicht 
enthalten. Sämtliche in unseren Geschäftsunterlagen angeführten Preise sind Nettopreise.  
Es gelten die jeweils am Tage des Vertragsabschluss es gemäß unseren Preislisten gültigen Preise.   
 
Falls sich die Lohnkosten aufgrund kollektivvertraglicher Regelungen in der Branche oder aufgrund innerbetrieblicher Abschlüsse 
oder anderer zur Leistungserstellung notwendige Kosten wie jene für Material, Energie, Transporte, Fremdarbeiten, Finanzierung 
etc. verändern, so sind wir berechtigt, die Preise entsprechend anzupassen. 
 
Sollten sich die Lohnkosten bei einem Verbrauchergeschäft nach Vertragsabschluss aufgrund kollektivvertraglicher Regelungen in 
der Branche oder anderer zur Leistungserstellung notwendige Kosten wie jene für Material, Energie, Transporte, Fremdarbeiten, 
Finanzierung etc. ohne dass wir darauf Einfluss haben, verändern, so sind wir berechtigt bzw. verpflichtet, die Preise entsprechend 
nach oben oder unten anzupassen. Sofern es sich um ein Verbrauchergeschäft handelt, werden jedenfalls während der ersten zwei 
Monate ab Vertragsabschluss keine Preisänderungen – es sei denn, diese wurden im Einzelnen ausdrücklich ausgehandelt – in 
Rechnung gestellt.  
 
Wir sind ausdrücklich  berechtigt, auch Teilabrechnungen vorzunehmen, sofern die Leistungen in Teilen erbracht werden. 
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Die unseren Anboten zugrundeliegenden Preise basieren auf den vom AG geschilderten Angaben zur Auftragsdurchführung. 
Der AG hat besondere Umstände und Eigenschaften der Baustelle, des Be- und Entladeortes, des Gerätestandplatzes etc. 
bekannt zu geben. Bei Bedarf und Notwendigkeit ist eine Baustellenbesichtigung zur Feststellung der genannten Umstände 
vom AG zu beauftragen. 
 
Zeitliche Verzögerungen in der Auftragsabwicklung, die nicht vom AN zu vertreten sind werden dem AG jedenfalls gesondert in 
Verrechnung gebracht. Veränderungen im Aufstellort, Zeit und Dauer der Auftragsabwicklung, Änderung der Destination, 
Vorschreibungen von behördlichen Auflagen, die ebenfalls nicht vom AN zu vertreten sind, führen zu einer dementsprechenden 
Nachverrechnung; dies auch bei etwaig vereinbarten Pauschalpreisen. 
 
Der AN ist berechtigt, Preiszuschläge zu verrechnen, falls die vorgegebenen Angaben bzw. sonstige Eigenschaften des 
Auftraggegenstandes von den Angaben des AG abweichen. Bei Änderung des Leistungsumfanges durch den AG bzw. bei 
nachträglich oder während der Leistungsausführung erteilten Zusatzaufträgen sind diese unabhängig von Pauschalpreis-
vereinbarungen gesondert vom AG auf Regiebasis zu entlohnen. 
 
4. Auftragsdurchführung: 
Der AG darf dem Personal des AN ohne Zustimmung der Geschäftsleitung oder Dispositionsstelle des AN keine Weisungen 
erteilen, die von der Art und Weise und vom Umfang des ursprünglich durchzuführenden Auftrages abweichen. Werden im 
Zuge der Leistungsdurchführung von Personen die nicht dem AN zugehörig sind, Schäden verursacht, haftet hiefür 
ausschließlich der AG.  
 
Der AG hat sämtliche technische Voraussetzungen für die Auftragsdurchführung auf eigene Rechnung und Gefahr zu schaffen 
und während der Auftragsdurchführung zu erhalten. Der AG übernimmt die Gewähr und die Gefahr dafür, dass die Eigenschaften 
der Einsatzteile, sowie des Zufahrtsweges und des Einsatzortes eine ordnungsgemäße und ungefährdete Durchführung des 
Auftrages gestatten. 
 
Den AG trifft eine Informations- und Aufklärungspflicht dahingehend, dass von diesem sämtliche Umstände und Eigenschaften die 
zur Leistungsdurchführung notwendig sind, insbesondere die Bodenbeschaffenheit und Tragfähigkeit des Aufstellortes samt 
Zufahrten, sämtliche Einbauten wie Kanäle, Schächte, Verrohrungen, Medienleitungen und alle anderen Aspekte die zur statischen 
Beurteilung der Leistungsabwicklung offengelegt werden. Dem AG obliegen sohin sämtliche Maßnahmen zur etwaigen 
Eignungsprüfung und hat auch die Kosten statischer Berechnungen hieraus zu tragen. Über Anfrage werden vom AN diverse 
Achslasten und Abstützdrücke bekannt gegeben.  
 
Entstehende Wartezeiten sowie Verzögerungen von Geräten- sowie Personaleinsätzen, die nicht vom AN zu vertreten sind, wie z.B. 
Montageabnahme, baustellenbedingten Verzögerungen, verspätete Anlieferungen von zu bearbeitenden Teilen, Personal bzw. 
Gerätebeistellungen u. ä. gehen zu Lasten des Auftraggebers, dies auch bei etwaig vereinbarten Pauschalaufträgen. 
 
5. Lieferzeit : 
Die angegebene Lieferzeit ist unverbindlich, Ist eine Lieferzeit (Lieferfrist) verbindlich zugesagt, kommen wir nur in Verzug, wenn der 
AG schriftlich eine Nachfrist von mindestens 8 Wochen gesetzt hat.  Geringfügige Lieferfristüberschreitungen hat der AG jedenfalls 
zu akzeptieren, ohne dass ihm ein Schadenersatzanspruch oder Rücktrittsrecht zusteht. 
Höhere Gewalt jeder Art, Mangel an Rohstoffen, unvorhergesehene Schwierigkeiten, auch solche, die durch die Eigenart des 
Fabrikationsprozesses bedingt sind, Lieferverzögerungen der Unterlieferanten, Betriebseinschränkungen, behördliche Maßnahmen 
oder andere unvorhergesehene Hindernisse bei Herstellung oder Lieferung, wozu auch Streik oder Aussperrung bei uns oder den 
Vorlieferanten gehören, berechtigen uns zur Überschreitung von Lieferzeiten oder zum Rücktritt vom Vertrag, ganz oder teilweise, 
ohne dass der AG Anspruch auf Nachlieferung oder Schadenersatz hat, soferne nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Wir behalten uns Teillieferungen vor, ohne dass der AG Anspruch auf Nachlieferung oder Schadenersatz hat, soferne nicht Vorsatz 
oder grobes Verschulden vorliegt.  
 
Bei Annahmeverzug des AG steht uns das Recht zu, nach Erteilung einer Nachfrist von längstens 30 Tagen vom Vertrag 
zurückzutreten und/oder Schadenersatz zu verlangen.  
 
Sollten vom AG für die Lieferung zu erfüllende Voraussetzungen nicht vertragsgemäß geschaffen werden, beginnen allfällige 
Lieferfristen nicht zu laufen und werden allfällige Vereinbarungen über Konventional- oder sonstige Vertragsstrafen hinfällig. 
Ergeben sich bei Ausführung eines Projektes oder des Auftrages Verzögerungen, die nicht von uns zu vertreten sind, sind wir durch 
den AG davon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Liefertermine sind in diesem Fall hinfällig. 
 
Kann aus verfahrenstechnischen oder sonstigen Gründen, die nicht bei uns liegen, der Auftrag nicht innerhalb absehbarer Zeit 
fertiggestellt werden, sind wir berechtigt, die bis dahin getätigten Aufwendungen gemäß dem Vertrag mit dem AG voll ersetzt zu 
verlangen. Wir sind darüber hinaus in diesem Fall berechtigt, Rücktritt vom Vertrag zu erklären, falls die aufgetretenen Probleme 
nach Setzen einer angemessenen  Nachfrist nicht gelöst werden können.  
 
6. Versand und Verpackung : 
Wenn nichts anderes vereinbart ist, erfolgt der Versand für Rechnung des AG. Auf unser Verlagen hat der AG die Transportkosten 
unmittelbar zu entrichten oder zu bevorschussen. 
 
Versandvorschriften des AG sind für uns nur verbindlich, wenn wir sie schriftlich bestätigt haben. Zum Abschluss einer 
Transportversicherung sind wir nur auf schriftliches Verlangen des AG und nur auf dessen Kosten verpflichtet. Die Verpackung wird 
dem AG, wenn nichts anderes vereinbart ist, zu Selbstkosten berechnet. Die Verpackung wird nicht zurückgenommen. Wir 
entscheiden über die angemessene Verpackung und über die Form des Versandes nach unserem besten Ermessen. Teillieferungen 
sind zulässig. 
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7. Gefahrenübergang und Abnahme : 
Mangels ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung trägt die Kosten und das Risiko des Transports bei Lieferungen der AG. 
Die Gefahr geht daher auf den AG über, sobald die Ware unseren Standort oder eines unserer Auslieferungslager verlässt. Dies gilt 
auch dann, wenn der Transport durch uns selbst oder mit unseren Transportmitteln erfolgt und wir die Transportkosten tragen.  
Falls die Ware an den AG übersendet wird, gilt eine Übersendung mittels LKW, Bahn, Post, Flugzeug oder Schiff als genehmigt. 
 
Sind die Lieferungen versandbereit und verzögert sich die Versendung aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, geht die 
Gefahr spätestens auf den AG über, sobald wir die Versandbereitschaft angezeigt haben. 
 
Ist die Abnahme eines Werkes durchzuführen, ist die Abnahme formfrei. Das Werk gilt spätestens mit Inbetriebnahme als 
angenommen.  
 
Wird der Versand oder die Zustellung auf Wunsch des AG verzögert, sind wir berechtigt, beginnend ein Monat nach Anzeige der 
Versandbereitschaft, dem AG Lagergeld in Höhe von ½ %  des Rechnungsbetrages für jeden angefangenen Monat zu berechnen. 
Weitergehende Ansprüche von uns sind dadurch nicht berührt.  
 
Die Gefahr geht bei Lieferung oder Aufstellung, wenn die betriebsbereite Sendung unsere Firma verlassen hat, auf den AG auch 
dann über, wenn eine frachtfreie Lieferung vereinbart worden ist. Die Verpackung erfolgt mit bester Sorgfalt. Der Versand erfolgt 
nach unserem Ermessen. Auf Kosten des AG wird die Sendung von uns gegen Transport- und Feuerschäden versichert, soferne 
dies der AG ausdrücklich verlangt. Jede Haftung für Transportschäden wird ausgeschlossen, soferne nicht Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt. Für Unternehmer als AG gelten bezüglich Transportschäden die allgemeinen österreichischen 
Spediteurbedingungen.  
 
Wenn der Versand oder die Zustellung auf Wunsch des AG verzögert wird, geht in beiden Fällen vom Tag der Versandbereitschaft 
an die Gefahr für die Zeit der Verzögerung auf den AG über, wir sind jedoch verpflichtet, auf Wunsch des AG auf dessen Kosten die 
von ihm verlangten Versicherungen zu bewirken. 
 
8. Aufstellung und Inbetriebnahme : 
Wir übernehmen auf Kosten des AG die Aufstellung und Inbetriebnahme der von uns gelieferten Waren und Einrichtungen gegen 
Erstattung der Reise- und Aufenthaltskosten,(inkl. Diäten, Transport, KM-Geld, Hotel, udgl...) sowie der Kosten für Arbeitszeiten. 
Erforderliche behördliche Genehmigungen für Installationen und den Betrieb von Anlagen sind vom AG beizubringen. 
 
9. Zahlung, Gerichtsstand und Storno : 
Unsere Rechnungen sind innerhalb von 10 Tagen nach Rechnungsdatum ohne Abzug zahlbar.  
 
Verschlechtern sich die Vermögensverhältnisse des AG , sodass die Leistung des Entgelts gefährdet ist und war dieser Umstand bei 
Vertragsabschluss nicht bekannt, sind wir berechtigt unsere Leistung bis zur Abgabe einer Sicherstellung des Entgelts zu verweigern 
und unter Setzen einer angemessenen Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten.  
 
Kann die Auslieferung der Ware aus Gründen, die der AG zu vertreten hat, nicht erfolgen, wird dadurch die Zahlungsfrist nicht 
verlängert. Die Zahlungsfrist beginnt in diesem Fall mit Meldung der Versandbereitschaft durch uns.  
 
Zahlungen des AG sind  immer auf die älteste Forderungen anzurechnen sofern keine ausdrückliche Widmung erfolgt. Ferner 
zunächst auf Kosten, Zinsen, Verzugszinsen und dann erst auf das Kapital. 
  
Soweit der AG seine Zahlungsverpflichtung in Teilbeträgen zu leisten hat, gilt als vereinbart, dass bei nicht fristgerechter Bezahlung 
auch nur einer Rate sämtliche noch ausständige Teilleistungen ohne weitere Nachfristsetzung sofort fällig werden. Bei 
Verbrauchergeschäften gilt dies sinngemäß, soweit wir unsere Leistung vollständig erbracht haben und auch nur eine rückständige 
Leistung des AG mindestens 6 Wochen fällig ist und wir den AG unter Setzen einer Nachfrist von mindestens zwei Wochen unter 
Androhung des Terminverlustes gemahnt haben. 
 
Gerechtfertigte Reklamationen berechtigen nicht zur Zurückbehaltung des gesamten, sondern lediglich eines angemessenen Teiles 
des Rechnungsbetrages. Dies gilt nicht für Verbrauchergeschäfte. 
 
Zahlungs- und Erfüllungsort für beide Teile ist der Sitz des Unternehmens des AN.  
Für den Fall, dass der AG vor Arbeitsbeginn des AN den erteilten Auftrag auch nur zum Teil storniert, ist dieser verpflichtet, 
v o r b e h a l t l i c h    d e r    G e l t e n d m a c h u n g    w e i t e r e r    A n s p r ü c h e    j e d e n f a l l s 
10 % der Auftragssumme, mindestens jedoch einen Betrag von Euro 1.100 dem AN zu ersetzen. 
 
10. Eigentumsvorbehalt: 
Die gelieferten Waren bleiben bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises (Werklohnes) einschließlich sämtlicher Nebenkosten 
bzw. Einlösung eventuell in Zahlung gegebener Wechsel oder Schecks in unserem Eigentum. Die Annahme von Schecks oder 
Wechsel berührt den vereinbarten Eigentumsvorbehalt nicht.   
Eine Weiterveräußerung der Vorbehaltsware ist nur zulässig, wenn uns diese rechtzeitig vorher unter Bekanntgabe des Namens 
bzw. der Firma und der genaueren Geschäftsanschrift des Käufers schriftlich angezeigt wurde und wir der Veräußerung zustimmen. 
Im Falle unserer Zustimmung gilt die Kaufpreisforderung als an uns abgetreten und wir sind jederzeit befugt, den Drittschuldner von 
dieser Abtretung zu verständigen.  
 
Wird die Vorbehaltsware mit Waren Dritter oder des AG verarbeitet, erwerben wir Miteigentum an den neu hergestellten Sachen. 
Entsprechendes gilt, wenn die Vorbehaltsware mit Waren Dritter oder des AG verbunden oder vermischt wird. Die Höhe unseres 
Miteigentumsanteiles bestimmt sich nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zum Wert der anderen Ware. Die aus der 
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Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung entstehen den neuen Sachen gelten als Vorbehaltsware, soweit sie in unserem 
Eigentum oder Miteigentum stehen.  
 
Der AG ist verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich zu behandeln und gegen alle üblichen Risiken, insbesondere Feuer, Diebstahl 
und Wassergefahr angemessen zu versichern. Er wird uns auf Verlagen Versicherungsschutz nachweisen. Auf unser Verlangen 
wird der AG die Vorbehaltsware gesondert lagern und als unser Eigentum kennzeichnen. 
 
Ansprüche des AG gegen Dritte auf Grund von Verlust oder Beschädigung der Vorbehaltsware, insbesondere Versicherungs- und 
Schadenersatzansprüche, werden uns hiermit abgetreten. Der AG wird die für die Abtretung erforderlichen Genehmigungen der 
Schuldner derartiger Ansprüche einholen.  
 
11. Verzugsfolgen: 
Sollte aus Gründen, die in der Sphäre des AG liegen, die Auftragsabwicklung verzögert erfolgen, ist der AN berechtigt, die 
daraus entstehenden Un- und Mehrkosten jedenfalls zu verrechnen. Verzögert sich hingegen die Leistung des AN aus 
Gründen, die in seiner Sphäre gelegen sind, hat der AG eine angemessen Nachfrist von 8 Wochen zu setzen und den AN vorweg 
zur Leistungserfüllung schriftlich aufzufordern. Etwaige Schadenersatzansprüche aus Verzugsfolgen, insbesondere Pönalen und 
sonstige Vertragsstrafen des AG können auf den AN nur dann übertragen werden, sofern dieser nachweislich bei Beauftragung auf 
derartige Verzugsfolgen auch der Höhe nach schriftlich aufmerksam gemacht wurde. Derartige Verzugs- bzw. jegliche 
Verspätungsfolgen werden ausgeschlossen, sofern der AN nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zu verantworten hat. 
Verzugsansprüche können jedenfalls erst nach Ablauf einer angemessenen Nachfrist geltend gemacht werden. Schadenersatz 
wegen Nichterfüllung und wegen Schäden, die nicht Personenschäden darstellen, sind ausdrücklich ausgeschlossen, soferne nicht 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Selbst bei unverschuldetem Zahlungsverzug des AG ist der AN berechtigt Verzugszinsen in Höhe von 10% über dem Basiszinssatz 
jährlich zu verrechnen; hiedurch werden Ansprüche auf Ersatz nachgewiesener höherer Zinsen nicht beeinträchtigt. 
 
Der AG verpflichtet sich für den Fall des Verzugs, selbst bei unverschuldetem Zahlungsverzug, die uns entstehenden Mahn- und 
Inkassospesen, soweit sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig und im Verhältnis zur Forderung angemessen 
sind, zu ersetzen. Dabei verpflichtet er sich insbesondere im Falle der Beauftragung eines Inkassobüros die uns dadurch 
entstehenden Kosten, soweit diese nicht die Höchstsätze der den  Inkassobüros laut Verordnung des BMWA  gebührenden 
Vergütungen überschreiten, zu ersetzen.  
Sofern wir das Mahnwesen selbst betreiben, verpflichtet sich der AG pro erfolgter Mahnung einen Betrag von € 12,- sowie für die 
Evidenzhaltung des Schuldverhältnisses im Mahnwesen pro Halbjahr einen Betrag von € 5,-  zu bezahlen.  
 
12. Rücktritt vom Vertrag/ Arbeitseinstellung:  
Ergeben sich während der Auftragsausführung Umstände, die der Sphäre des AG zuzurechnen sind und die zu erheblichen 
Behinderungen der Leistungsausführung führen oder eine Schädigung von Sachen und/oder Vermögen Dritter befürchten oder 
wahrscheinlich erscheinen lässt, so ist der AN unter Ausschluss von Ersatzansprüchen jeglicher Art berechtigt, bis zur Beseitigung 
der genannten Erschwernisse durch den AG, die Arbeitsleistung einzustellen und führt dies zur Hemmung etwaig vereinbarter 
Fristen bzw. zur Verschiebung des vereinbarten Fertigstellungstermins. Wird durch solche Umstände die Leistungserbringung 
unsererseits gänzlich unmöglich, haben wir das Recht, unter Setzen einer angemessenen Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten. In 
einem derartigen Fall ist der AN berechtigt, die bis dahin erbrachten Leistungen – unabhängig von der gewählten Vertragsart - dem 
AG gegenüber zu verrechnen. Die Kosten der Stillstandszeit werden auch bei Pauschalpreisvereinbarungen dem AG verrechnet.  
 
13. Gewährleistung und Schadenersatz:  
Ist der AG Unternehmer gilt, dass abgesehen von jenen Fällen, in denen von Gesetzes wegen das Recht auf Wandlung zusteht, wir 
uns vorbehalten, den Gewährleistungsanspruch nach unserer Wahl durch Verbesserung, Austausch oder Preisminderung zu 
erfüllen. Der Übernehmer hat stets zu beweisen, dass der Mangel zum Übergabezeitpunkt bereits vorhanden war. Die Ware ist nach 
der Ablieferung unverzüglich zu untersuchen. Dabei festgestellte Mängel sind ebenso unverzüglich, spätestens aber innerhalb von   
7 Tagen nach Ablieferung unter Bekanntgabe von Art und Umfang des Mangels uns bekannt zu geben. Die Gewährleistungsfrist 
beträgt für bewegliche Sachen 6 Monate, für unbewegliche Sachen 2 Jahre ab Lieferung/Leistung. 
 
Schadenersatzansprüche in Fällen leichter Fahrlässigkeit sind ausgeschlossen, dies gilt nicht für Personenschäden. 
Ersatzansprüche verjähren in 18 Monaten ab Kenntnis von Schaden und Schädiger, jedenfalls in 10 Jahren nach Erbringung der 
Leistung oder Lieferung. Die Beweislast, dass unsererseits grobe Fahrlässigkeit oder gar Vorsatz vorliegt, obliegt dem 
Geschädigten. 
Bei Verbrauchergeschäften sind Schadenersatzansprüche in Fällen leichter Fahrlässigkeit ebenfalls ausgeschlossen. Dies gilt nicht 
für Personenschäden und Schäden an zur Bearbeitung übernommenen Sachen, es sei denn, Letzteres wurde im Einzelnen 
ausgehandelt. 
 
Falls bei Inbetriebnahme eines Werkes, an dem neben uns auch andere Unternehmer beteiligt sind, ein Schaden auftritt, ist uns 
dieser Schaden nur dann zuzurechnen, falls wir als Verursacher einwandfrei feststehen. Dies gilt sinngemäß auch dann, wenn wir 
der einzige Professionist sind, insbesondere dann, wenn seitens des AG nicht alle möglichen Vorkehrungen getroffen wurden, um 
Schadensfälle auszuschließen.  
 
 
14. Warenrückgabe: 
Waren, die von uns ordnungsgemäß ausgeliefert wurden, werden grundsätzlich nicht zurückgenommen. Wird eine Rücknahme 
gegen Gutschrifterteilung vereinbart, ist der Sendung ein Rücksendungsschein mit folgenden Angaben beizulegen: Artikelnummer, 
Artikelbezeichnung, Rechnungsnummer und Rechnungsdatum, mit welchen die Lieferung ursprünglich erfolgte.  
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Rücksendungen haben für uns spesenfrei zu erfolgen. Die Rückgabe berechtigt nicht zur Rückforderung des Rechnungsbetrages. 
Es ist vielmehr die Gutschrifterteilung durch uns abzuwarten. Wir berechnen im Fall einer vertragsmäßigen Rückgabe eine 
Bearbeitungsgebühr von 10 % des Warenwertes für die Kontrolle der zurückgenommenen Ware. Eine allenfalls vereinbarte 
Warenrücknahme erfolgt stets unter Vorbehalt, das die Ware unbeschädigt und mängelfrei ist. Notwendig gewordene 
Instandsetzungsarbeiten hat der AG zu tragen. 
 
15. Urheberrecht und Geheimnisschutz: 
Die Überlassung von Erkenntnissen aus Entwicklungen an den Kunden erfolgt mangels gegenteiliger Vereinbarung nur in Form 
einer Lizenz. 
 
Wir behalten uns an unseren Entwicklungen sämtliche Rechte, insbesondere das Urheberrecht, vor. 
 
Der AG erklärt sich einverstanden, dass die vom AN angefertigten Pläne und Skizzen grundsätzlich auch für weitere Kunden 
verwendet werden können und daran kein Exklusivrecht besteht.  
 
Die von uns erstellten Anbote, sowie alle damit zusammenhängenden Unterlagen (Zeichnungen, Skizzen udgl.) verbleiben in 
unserem Eigentum und sind vom AG als unser Geschäftsgeheimnis vertraulich zu behandeln. Eine Weitergabe an dritte Personen 
ist nicht gestattet. Bei Verstoß hat der AG eine Konventionalstrafe von 10 % der Auftragssumme zu bezahlen.  
 
Der AG stimmt ausdrücklich zu, dass die vom AN von der Baustelle aber auch vom fertig gestellten Bauwerk gemachten Fotos im 
Internet auf seiner Homepage zu Werbe- und PR-Zwecken veröffentlicht werden können. 
 
16. Geltung von Branchenbedingungen, Ö-Normen und R eihenfolge der Geltung bei Widersprüchen:  
Auf das vorliegende Vertragsverhältnis sind (bei Widersprüchen in der nachstehenden Reihenfolge) anzuwenden: 
 
Die schriftliche Vereinbarung, durch die der Vertrag zustandegekommen ist, einschließlich einer allfälligen Leistungsbe- 
schreibung und einem allfälligen Leistungsverzeichnis. 
 
Unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
 
Die einschlägigen Ö-Normen mit vornormierten allgemeinen Vertragsinhalten, insbesondere die Ö-Normen A 2060, B 2210. 
 
17. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort und Gerichts stand: 
Es gilt österreichisches materielles Recht. Die Anwendbarkeit des UN-Kaufrechtes wird ausgeschlossen.  
Ist der Vertragspartner Verbraucher und liegen die Voraussetzungen des Art 5 Abs. 2 des Europäischen 
Schuldvertragsübereinkommens (EVÜ), nicht aber ein Fall des Art. 5 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 5 EVÜ vor, so führt die 
Rechtswahl nicht dazu, dass dem Verbraucher der durch die zwingenden Bestimmungen des Rechts des Staates, in dem er seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, gewährte Schutz entzogen wird. 
 
Erfüllungsort ist der Sitz unseres Unternehmens. 
 
Zur Entscheidung aller aus diesem Vertrag entstehenden Streitigkeiten ist das am Sitz unseres Unternehmens sachlich zuständige 
Gericht ausschließlich örtlich zuständig. Wir haben jedoch das Recht, auch am allgemeinen Gerichtsstand des Vertragspartners zu 
klagen. 
Für alle gegen einen Verbraucher, der im Inland seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Ort der Beschäftigung hat, ist für 
wegen Streitigkeiten aus diesem Vertrag erhobene Klagen eines jener Gerichte zuständig, in dessen Sprengel der Verbraucher 
seinen Wohnsitz , gewöhnlichen Aufenthalt oder Ort der Beschäftigung hat. Für Verbraucher, die im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses keinen Wohnsitz in Österreich haben, gelten die gesetzlichen Gerichtsstände. 
 
Die Vertragssprache ist deutsch.  
 
Stand 01/2011 
 

 
 


